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Standortbezogene Vorprüfung eines Einzelfalls nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung

zum Vorhaben:

Errichtung und Betrieb einer LNG-Tankstelle in 28197 Bremen, Senator-Harmssen-Str. 15

Antragstellerin:
GVZ Entwicklungsgesellschaft Bremen GmbH
Ludwig-Erhard-Str. 15
28197 Bremen

Antrag auf immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung vom 13.10.2020


1. Beschreibung:
Kapazitätserweiterung auf max. 29,5 t heruntergekühltes Flüssigerdgas (LNG) bei gleichzeitigem Ersatz der CNG-Einheit durch einen LIN-Tank (Stickstoff) 


2. Rechtsgrundlagen 

Die Anlage unterliegt der Genehmigungspflicht nach § 16 BImSchG in Verbindung mit Nr. 3.1.1.2. V des Anhanges zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV).
Das Vorhaben ist außerdem als Änderung eines Vorhabens nach Nr. 9.1.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) einzuordnen. Nach § 9 Abs. Abs. 2 Nr. 2 UVPG ist eine standortbezogene Vorprüfung durchzuführen, ob für das geänderte Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist. 
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist dann erforderlich, wenn das Vorhaben nach überschlägiger Prüfung der zuständigen Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann.

3. Unterlagen, die der Vorprüfung zu Grunde liegen

· Antrag auf Genehmigung zur wesentlichen Änderung der Beschaffenheit und des Betriebs der Anlage vom 13.10.2020 (§ 16 BImSchG), dieser beinhaltet:
· Antrag auf Änderung der Gasfüllanlage nach § 18 der BetrSichV
· Stellungnahme Hansewasser vom 10.11.2020
· Stellungnahme Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau, Referat 24 Bodenschutz vom 04.12.2020
· Stellungnahme Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau, Referat 34 Gewässerschutz vom 12.11.2020
· Stellungnahme Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau, Referat 65 Bau vom 10.11.2020


4. Umweltauswirkungen

4.1 Größe des Vorhabens

Durch die Änderung verbunden mit der Anpassung der umgebenden Infrastruktur ergeben sich bauliche Veränderungen.
Diese werden aus prozessualer Sicht als geringfügig betrachtet.

4.2 Zusammenwirken mit anderen Vorhaben und Tätigkeiten

Keine

4.3 Nutzung natürlicher Ressourcen (Flächen, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt)

Das Landschaftsbild verändert sich geringfügig. Die Anlage befindet sich mitten in einem Logistikgebiet, das mit GE* (Dienstleistungen für Betriebe und Anlagen des Güterumschlages) ausgewiesen ist (BPlan 2106 der Stadtgemeinde Bremen). 

4.4 Umweltverschmutzung und Belästigungen

Lärmschutz 
Wohnungen und kulturelle, kirchliche bzw. soziale Einrichtungen u.ä. sind in der Nähe des Vorhabens nicht zulässig. Es wurden bei einer Ortbsbesichtigung auch keine schützenswerten Nutzungen vorgefunden. Erhebliche Belästigungen von Arbeitnehmern sind nicht zu erwarten.

Wasser und Abwasser
Es fällt Abwasser ausschließlich in Form von Niederschlagswasser an. Das Wasser wird in das Abwassersystem der bereits versiegelten Flächen eingeleitet.

4.5 Risiken (Störfälle, Katastrophen)

Die Gesamtanlage unterliegt nicht der Störfallverordnung. Im Rahmen des Vollzuges der Betriebssicherheitsverordnung und des § 29a BImSchG werden Auflagen zur Abnahme der Anlage durch eine zugelassene Überwachungsstelle und einen Sachverständigen nach § 29 b BImSchG vor Inbetriebnahme angeordnet.

4.7 Standort der Vorhaben

Der Standort befindet sich nicht im Bereich oder grenzt an ein Naturschutzgebiet, Landschaftsschutzgebiet, FFH-Gebiet, Biotop, Wasserschutzgebiet, Hochwasserschutzgebiet, Überschwemmungsgebiet oder Erdbebengebiet. Das beantragte Vorhaben liegt innerhalb eines Gewerbegebietes. 

5. Ergebnis der Vorprüfung

Aus den vorgenannten Umständen wird abgeleitet, dass durch das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.
Aufgrund dieser überschlägigen Prüfung führt unsere Einschätzung als zuständige Behörde zu der Feststellung, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
Sie wird über die Homepage bei der Gewerbeaufsicht des Landes Bremen bekannt gemacht.



Wedell



